
Das Ziel, durch ihre revanchistischen Forderungen eine 
weitere Entspannung zu blockieren, verfolgt die west­
deutsche Regierung mit allen Mitteln, In dem offiziösen 
„Rheinischen Merkur“ wurde Erhard für seine Ame­
rika-Reise der Rat auf den Weg gegeben, die Ansichten 
des amerikanischen Botschafters in Belgrad, Kennan, 
zurückzuweisen, daß die Bewegungsfreiheit des Westens 
gegenüber den sozialistischen Staaten an der Bonner 
Haltung scheitere, „an der Hallstein-Doktrin, einer 
unversöhnlichen Politik gegenüber dem ostdeutschen 
Staat, an der Ablehnung eines militärischen Disen­
gagements und der fortschreitenden Wiederaufrüstung 
der Bundesrepublik“8. Der „Rheinische Merkur“ gab 
Erhard zu bedenken, daß es an der Zeit sein könnte, 
„das ganze Gewicht der Bundesrepublik als Wirt­
schaftsfaktor, Europapfeiler im atlantischen System 
und militärisch zweitstärkster NATO-Verbündeter in 
die Waagschede zu werfen“. Das heißt aber doch nichts 
anderes, als den Versuch zu unternehmen, die Ver­
einigten Staaten wirtschaftlich, militärisch und poli­
tisch im Sinne der Bonner Revanchepolitik zu erpressen. 
Offensichtlich hat der westdeutsche Kanzler diesem 
Auftrag nicht gerecht werden können. In dem Kom­
munique über seine Gespräche mit Präsident Johnson

8 Rheinischer Merkur vom S. Juni 1964 unter Berufung auf 
Kennan, „Polycerwrism and Western policy", in: Foreign 
Affairs, Januar 1964, S. 171 ff.

wird zwar die jeder Realität und dem Völkerrecht 
widersprechende Behauptung des Alleinvertretungsan­
spruchs der westdeutschen Regierung routinemäßig 
wiederholt. Der westdeutsche Bundeskanzler mußte 
aber gleichzeitig einer Formulierung zustimmen, nach 
der die Lösung der deutschen Frage „die gesamteuro­
päische Sicherheit berücksichtigen muß“. Diese Formel 
stammt zweifellos nicht aus dem Sprachschatz der west­
deutschen Revanchisten, deren ganze Politik auf eine 
Untergrabung der europäischen Sicherheit hinaus­
läuft.
Mit Recht wird daher in einer Sprecher-Erklärung des 
Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten der 
DDR zu den Gesprächen zwischen Johnson und Erhard 
erklärt:

„In die Geschichte deutscher nationaler Politik wird 
der 12. Juni 1964 als der Tag des Abschlusses des 
historischen Vertrages über Freundschaft, gegenseiti­
gen Beistand und Zusammenarbeit zwischen der DDR 
und der UdSSR eingehen. Wenn am gleichen Tage 
Bundeskanzler Erhard in Washington gegen die Ent­
spannung intrigierte, so verdeutlicht diese antinatio­
nale Politik nur, daß die Deutsche Demokratische Re­
publik und nicht die westdeutsche Bundesrepublik 
die wahren Interessen der deutschen Nation vertritt.“0

4 ND vom 14. Mai 1964.

Dr. HILDE BENJAMIN, Minister der Justiz

Einige Aufgaben der Rechtspflegeorgane 
auf dem Gebiet der staatlichen Jugendpolitik

Nach einer langen öffentlichen Diskussion in der ge­
samten Bevölkerung hat die Volkskammer am 4. Mai 
1964 das Gesetz über die Teilnahme der Jugend der 
Deutschen Demokratischen Republik am Kampf um den 
umfassenden Aufbau des Sozialismus und die allseitige 
Förderung ihrer Initiative bei der Leitung der Volks­
wirtschaft und des Staates, in Beruf und Schule, bei 
Kultur und Sport — Jugendgesetz der DDR — be­
schlossen.
Der Hinweis des Vorsitzenden des Staatsrates, Walter 
U l b r i c h t ,  daß das neue Jugendgesetz gleichsam die 
staatliche Durchführungsverordnung zum Jugendkom­
munique des Politbüros des Zentralkomitees der SED 
„Der Jugend Vertrauen und Verantwortung“ vom Sep­
tember 1963 ist1, stellt auch den Mitarbeitern der 
Rechtspflegeorgane die Aufgabe, in ihrem Bereich un­
verzüglich zur Verwirklichung dieses bedeutsamen Ge­
setzes beizutragen. Das muß in engem Zusammenhang 
mit der Durchsetzung des Rechtspflegeerlasses des 
Staatsrates geschehen.
Bereits seit der Veröffentlichung des Jugendkommuni- 
ques und des Entwurfs des Jugendgesetzes ist auch in 
den Rechtspflegeorganen die Diskussion darüber im 
Gange, wie die in beiden Dokumenten dargelegten 
grundsätzlichen Fragen zu lösen sind. Zur Verbesse­
rung der Arbeit im Sinne dieser Dokumente wurden 
zahh-eiche Maßnahmen durchgeführt oder wenigstens 
eingeleitet. Im Mittelpunkt stand und steht dabei die 
Frage, welche Aufgaben das sozialistische Recht und 
die sozialistische Rechtspflege bei der Verwirklichung 
des Jugendkommuniques und des Jugendgesetzes zu 
erfüllen haben. Die Durchführung des Jugendgesetzes 
darf keine „Kampagne“ sein, sondern verlangt, die

1 W. Ulbricht. „Gemeinsam das neue Jugendgesetz im Lehen 
verwirklichen“ in: Jungen und Mädchen der DDR — seid 
Schmiede der Zukunft, Bauherren des Sozialismus und Pioniere 
der Nation, Schriftenreihe des Staatsrates der DDR Nr. 1,1964, 
S. 9.

Tätigkeit der Gerichte und der Staatlichen Notariate 
sowie des Ministeriums der Justiz in a l l e n  Fragen, 
die die Jugend betreffen, systematisch weiterzuent­
wickeln.

Die gesellschaftliche Rolle der Jugend 
und die Funktion des sozialistischen Rechts
Jugendkommunique und Jugendgesetz enthalten die 
Probleme und Aufgaben, die von der jungen Genera­
tion der DDR und allen an der Erziehung der Jugend 
beteiligten gesellschaftlichen Kräften gelöst werden 
müssen. Sie bestimmen auch den Inhalt der Tätigkeit 
der zentralen und örtlichen Staatsorgane zur Erzie­
hung, Bildung und Förderung der Jugend in der 
Periode des umfassenden Aufbaus des Sozialismus. 
Beide Dokumente gehen davon aus, daß die im Pro­
gramm der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
vorgezeichnete Perspektive unter entscheidender Be­
teiligung der gesamten Jugend verwirklicht wird. 

„Die Mädchen und Jungen von heute werden in we­
nigen Jahrzehnten Hausherren des sozialistischen 
Deutschlands sein ... Wir haben Frieden, Demokra­
tie und Sozialismus als geschichtliche Aufgabe für 
ganz Deutschland begründet. Die Jugend der DDR 
trägt eine große Verantwortung, diese geschichtliche 
Aufgabe zu lösen .. ,“2 

Das wirft eine Reihe neuer Fragen auf. Unter den 
Bedingungen des Sieges der sozialistischen Produk­

tionsverhältnisse eröffnen sich neue Möglichkeiten, 
aber auch die Notwendigkeit, alle Bürger unseres 
Staates, insbesondere die jungen Menschen, zu sozia­
listischen Persönlichkeiten zu erziehen, die die Haupt­
aufgaben unserer gesellschaftlichen Entwicklung ken­
nen und aktiv an deren Verwirklichung teilnehmen.

2 Der Jugend Vertrauen und Verantwortung beim umfassenden 
Aufbau des Sozialismus, Schriftenreihe des Staatsrates der DDR 
Nr. 5/1963, S. 9.
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